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Vorwort zur 5. Auflage

Fragen der Rechtspraxis kommunaler Unternehmen sind im Zuge der Modernisierung der
öffentlichen Verwaltung und Wirtschaft sowie angesichts der zentralen Rolle der Kom-
munen bei den derzeit stattfindenden Transformationsprozessen von großer Bedeutung.
Kaum eine kommunale Gebietskörperschaft kann sich dieser Problemstellung entziehen.

Einerseits sind gerade kleinere kommunale Gebietskörperschaften aufgrund neuerer recht-
licher und wirtschaftlicher Entwicklungen nicht selten gezwungen, die Art und Weise der
Erbringung kommunaler Leistungen auf den Prüfstand zu stellen. Andererseits sehen viele
Städte, Gemeinden und Kreise in der wirtschaftlichen Betätigung angesichts zunehmend
knapper finanzieller Ressourcen die Möglichkeit, sich zusätzliche Einnahmen zu verschaffen
oder auch klassische Aufgaben der Daseinsvorsorge wirtschaftlicher zu erbringen.
In diesem Umfeld soll das vorliegende Handbuch – nun bereits in der 5. Auflage –

Orientierung geben. Zielsetzung ist es, eine Entscheidungshilfe für die Praxis der Kom-
munen vor Ort zur Verfügung zu stellen. Zielgruppen sind jedoch nicht nur Kommunen
und deren Unternehmen, sondern auch Rechtsanwälte, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer,
Aufsichtsbehörden und Personalvertretungen.
Anliegen der Herausgeber war und ist es, dass sich durch den engen Praxisbezug der

einzelnen Beiträge die wesentlichen Fragestellungen der aktuellen Rechtsfragen kommuna-
ler Unternehmen in diesem Handbuch wiederfinden. Fachleute aus unterschiedlichen
Tätigkeitsbereichen haben an diesem Handbuch mitgewirkt, so dass die jeweiligen Gebiete
von ausgewiesenen Spezialistinnen und Spezialisten bearbeitet wurden. Im Hinblick auf die
bundesweite Nutzbarkeit des Werks werden die im kommunalen Wirtschaftsrecht ver-
ankerten Rechtsgrundlagen und Rechtsquellen sämtlicher Flächenländer berücksichtigt.
Das Handbuch stellt in systematischer Form, nach Themenkomplexen geordnet, das

gesamte Recht der kommunalen Unternehmen dar. Ausgehend von der Frage, ob und
inwieweit Kommunen als Unternehmer tätig sein dürfen, werden die europa- und ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben sowie die kommunalrechtlichen Rahmenbedingungen unter-
nehmerischen Handelns der Kommunen behandelt.
Die relevanten Rechts- und Betriebsformen Regie- und Eigenbetrieb, Anstalt öffent-

lichen Rechts/Kommunalunternehmen, Zweckverband, GmbH und Aktiengesellschaft,
Personengesellschaften sowie Stiftungen und Genossenschaften werden ausführlich dar-
gestellt.
Dem Rechnungs-, Berichts- und Prüfungswesen (Stichwort „Verantwortung und Kon-

trolle“), dem Beamten- und Arbeitsrecht, dem Steuer- und Vergaberecht sowie dem Kartell-
und Wettbewerbsrecht sind jeweils eigene Kapitel gewidmet. Schließlich werden – als
Hilfestellung für die Praxis – ausgewählte Betätigungsfelder wie zB Öffentlicher Personen-
nahverkehr, Abfallentsorgung, Krankenhäuser, Kultur und Energie vorgestellt.
Über die Aktualisierung des Werkes hinaus enthält die 5. Auflage folgende Veränderun-

gen:
Neu aufgenommen werden bei der Darstellung der Betätigungsfelder

• ein Kapitel über Public Private Partnership in Kommunen; hierfür konnte als Autorin
Barbara Buhr gewonnen werden;
• ein Kapitel über Altenpflege, dessen Bearbeitung Martin Schölkopf übernommen hat.
Die einleitenden, in der letzten Auflage von Hans-Günter Henneke formulierten

Gedanken zur Fragestellung „Kommunen als Unternehmer?“ (Kapitel A.) wurden von
Klaus Ritgen weiterentwickelt. Die Bearbeitung des Kapitels Zweckverbände bei den
Rechts- und Betriebsformen (→ D. III. Rn. 241 ff.) wird ab dieser Auflage von Stefan Thum
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und Christoph Wild fortgeführt, das zur Abfallentsorgung bei den Praxisbeispielen (→ J. III
Rn. 233 ff.) von Holger Thärichen. Darüber hinaus wirken bei der 5. Auflage zur Ver-
stärkung des Autorinnen- und Autorenteams Madlen Mainzer (Kapitel G. Steuerrecht),
Burkhard Hüttl (Kapitel J. II. Öffentlicher Personennahverkehr) und Philipp Pürner (Ka-
pitel J. V. Krankenhaus) mit.
Wir bedanken uns sehr bei den Autorinnen und Autoren, die an der 5. Auflage nicht mehr

mitgewirkt, aber in den Vorauflagen wesentlich zum Gelingen des Werks beigetragen haben.
Mit der 4. Auflage sind ausgeschieden: Hans-Günter Henneke, Anka Neudert, Gerit
Rüsing, Linda Wagner und Sonja Witte.
Die Herausgeberin und die Herausgeber, Autorinnen und Autoren des Handbuches sind

auch weiterhin offen und dankbar für kritische Anmerkungen, konkrete sachorientierte
Ergänzungen oder Verbesserungsvorschläge, die im Interesse der Nutzer zur Optimierung
des Handbuchs beitragen können.

Wachtberg, Berlin, München, im Juni 2026 Gabriele Wurzel
Alexander Schraml

Andreas Gaß

Vorwort
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Geleitwort

Burkhard Jung
Präsident des Deutschen Städtetages und
Oberbürgermeister der Stadt Leipzig

Ganz selbstverständlich öffnen wir täglich den Wasserhahn oder schalten das Licht an.
Über den Aufwand, der dahinter steht, machen wir uns zumeist weniger Gedanken. Das
müssen wir grundsätzlich auch nicht. Denn die Versorgung der Bevölkerung mit Strom,
Wärme und Wasser und die Entsorgung von Abwasser sind Kernaufgaben der kommunalen
Daseinsvorsorge. Die Corona-Pandemie und die geopolitischen Krisen der letzten Zeit
zeigen mehr denn je, wie wichtig kommunale Unternehmen für die Funktionsfähigkeit
unserer Gesellschaft sind. Auch in Krisen können sich Bürgerinnen und Bürger auf die
kommunalen Infrastrukturen und Dienstleistungen verlassen. Das ist ein hohes Gut.
Daseinsvorsorge orientiert sich nicht ausschließlich nach wirtschaftlichen Kennzahlen,

sondern mit Blick auf das Gemeinwohl. Kultur, Theater, Museen bis hin zur frühkindlichen
Bildung: viele kommunale Leistungen würden am Markt nicht erbracht werden können,
weil es sich nicht um gewinnträchtige Aufgaben handelt. In Zeiten einer dramatischen
Haushaltslage der Städte, ist davon auszugehen, dass der Druck zu Einsparungen weiter
zunimmt. Bei der Entscheidung über die Aufgabenwahrnehmung spielen selbstverständlich
der Preis, die Verlässlichkeit, die Effizienz, die Sicherstellung eines gleichwertigen und
diskriminierungsfreien Zugangs zu der Leistung sowie die Qualität des Angebots eine große
Rolle. Letztlich stehen aber der Mensch und die Gesellschaft im Mittelpunkt. Insofern
gewinnen soziale Kriterien sowie der Erhalt einer intakten Umwelt, die Ressourcenscho-
nung und der Klimaschutz immer mehr an Bedeutung.
Kommunales Handeln muss die Umwelt schützen und verschiedene Bedarfe gut mit-

einander abwägen, um innovative Lösungen zu entwickeln, die sowohl das Bürger- und
Stadtinteresse als auch das Klima- und Umweltinteresse bedienen. Dazu tragen gerade auch
die kommunalen Betriebe der Wasserversorgung und Abwasser- und Abfallentsorgung bei.
Sie schaffen beispielsweise Synergien durch klimaneutrale Kläranlagen und die Erzeugung
von Biogas für Nahwärmekonzepte; Nachhaltigkeit steht für kommunale Unternehmen
ganz oben auf der Agenda. Auch kommen zu den traditionellen Handlungsfeldern der
kommunalen Unternehmen immer wieder neue hinzu, wie beispielsweise der Aufbau einer
Ladeinfrastruktur oder Impulse für Smart-City-Konzepte.
Allerdings ist seit einigen Jahren die Tendenz der EU-Kommission erkennbar, mit Hilfe

des Beihilfe-, Wettbewerbs- und Vergaberechts die Daseinsvorsorgeleistungen und damit die
kommunalen Unternehmen dem Wettbewerb zu unterwerfen. Das Beihilferecht wurde in
den vergangenen Jahren häufig reformiert, auch mit dem Ziel den veränderten Gegebenhei-
ten zunehmend gerecht zu werden und die Voraussetzungen zu vereinfachen. Gleichwohl
sind diese in der kommunalen Praxis eher schwer verständlich und häufig nur mit einem
Rest an Rechtsunsicherheit umsetzbar. Deshalb setzt sich der Deutsche Städtetag seit Jahren
für einfache Regelungen ein, die die erforderliche Rechtssicherheit einerseits gewährleistet
und andererseits gerade den vielen kooperativen Projekten mit unterschiedlichen Akteuren
zur Förderung intelligenter Vernetzung nicht im Wege stehen.
Das Gleiche gilt für den Bereich des Vergaberechtes. Auch hier setzen sich die kom-

munalen Spitzenverbände für eine Vereinfachung des Vergaberechts mit dem Ziel der
Beschleunigung der Verfahren ein. Stellschrauben sind hier im Wesentlichen die Erhöhung
der EU-Schwellenwerte sowie die Erhöhung der Auftragswerte für Beschränkte und
Freihändige Vergaben im nationalen Vergaberecht.
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Die nunmehr in 5. Auflage vorliegende Ausgabe des Handbuchs der Rechtspraxis der
Kommunalen Unternehmen zeigt, wie schnelllebig die Entwicklungen verlaufen, insbeson-
dere auch aufgrund der zahlreichen Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes, die es
zu beachten gilt. Das Handbuch ist aufgrund der umfassenden Darstellung und Aufbereitung
der betroffenen Rechtsbereiche kommunaler Unternehmen von großem Nutzen sowohl für
diese als auch für die Kommunen als ihre Anteilseigner. Zudem wird damit noch mehr
sichtbar, wie gemeinwohlorientierte kommunale Unternehmen einen maßgeblichen Beitrag
zur Daseinsvorsorge leisten, und das nicht nur in Krisenzeiten.

Geleitwort
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